Stand: 01.06.2023
Handreichung zu Muster-Dienstvereinbarungen Telearbeit und Mobile Arbeit

Grundsätzliches:
Außerhalb der mittlerweile nicht mehr geltenden besonderen Rechtslage in der Corona-Pandemie besteht nach derzeitigem Recht) kein Rechtsanspruch der Mitarbeitenden auf Telearbeit oder Mobile Arbeit. 
Umgekehrt hat auch der Anstellungsträger nicht das Recht, von sich aus Telearbeit oder Mobile Arbeit einseitig anzuordnen, dieses ist für Mitarbeitende immer freiwillig. Das ergibt sich schon daraus, dass der Anstellungsträger kein Verfügungsrecht über die Wohnung der Mitarbeitenden hat. 
Insofern sind beide Parteien darauf angewiesen, Telearbeit oder Mobile Arbeit einvernehmlich zu vereinbaren. Dazu kann eine Dienstvereinbarung zwischen Anstellungsträger und Mitarbeitervertretung einen allgemeinen Rahmen setzen. 
Eine Individualvereinbarung kann zwischen der*dem jeweiligen Mitarbeitenden und dem Anstellungsträger als Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag geschlossen werden, um die Ausgestaltung im konkreten Einzelfall zu regeln.
Bei den in der Anlage zur Verfügung gestellten Mustern handelt es sich um keine verbindlichen Muster. Diese können lediglich Anregungen und Formulierungshilfen dafür geben, welche Inhalte regelungswürdig sind, um spätere Konflikte zu vermeiden und diese Art der Tätigkeit rechtskonform auszugestalten. Eine Anpassung an die Bedürfnisse vor Ort sowie aufgrund der Erfordernisse des jeweiligen Arbeitsplatzes sind erforderlich.

Die folgenden Nummern beziehen sich auf die Paragrafen der Musterdienstvereinbarungen (nicht zu allen Paragrafen sind Erläuterungen erfolgt)
Zu 2. Definitionen
Zur Einordnung und Wahl der Arbeitsmodelle „Telearbeit“ und „Mobile Arbeit“ im Sinne dieser Handreichung sind die Definitionen aus der Musterdienstvereinbarung maßgeblich.
Kennzeichnend für die Abgrenzung der beiden Arbeitsformen ist demnach bei der Telearbeit u. a. der festgelegte Arbeitsort im Privatbereich der Mitarbeitenden und die Ausstattungspflicht des Anstellungsträgers nach der Arbeitsstättenverordnung einerseits und bei der Mobilen Arbeit die flexiblere Wahl des Arbeitsortes durch die Mitarbeitenden (gleichwohl auch in deren Privatbereich möglich) andererseits. 
Beide Modelle sind in alternierender Form (Wechsel zwischen Dienststelle und Tele-/ Mobilem Arbeitsplatz) oder vollständig in Telearbeit/Mobiler Arbeit denkbar. In der Praxis dürften jedoch zzt. nur wenige Arbeitsbereiche für ein vollständiges Arbeiten außerhalb des Dienstgebäudes in Betracht kommen. 

zu 6. Anwesenheitspflichten und Kontakt zur Dienststelle
Die Anordnung einer Anwesenheitspflicht in der Dienststelle, bedarf einer angemessenen Vorankündigung und muss billigem Ermessen entsprechen.
„Billiges Ermessen“ bedeutet die deutliche Abwägung zwischen den beiderseitigen Interessen nach den Umständen des Einzelfalls. Die Anordnung darf nicht willkürlich und ohne Rücksprache erfolgen.

zu 7. Antrags- und Bewilligungsverfahren
Die als Anlage 1 beigefügte „Muster-Dienstvereinbarung-Telearbeit/Mobile Arbeit“ kann als Grundlage für die Anstellungsträger und Mitarbeitervertretungen genutzt werden, die Voraussetzungen und Bedingungen von Telearbeit und Mobiler Arbeit in einem allgemeinen Rahmen zu regeln. 
Als Anlagen 5 und 6 stellen wir Muster-Antragsformulare für Telearbeit / Mobile Arbeit zur Verfügung. Diese können dazu dienen, die Vorstellungen der*des Mitarbeitenden und die individuellen Voraussetzungen zu dokumentieren. Diese können im nächsten Schritt durch den Anstellungsträger geprüft und ggf. bewilligt werden.
Mit den im letzten Schritt abzuschließenden Individualvereinbarungen (Anlagen 7 und 8: Muster-Individualvereinbarungen für Telearbeit bzw. Mobile Arbeit werden die Bedingungen des Arbeitsmodells zwischen Anstellungsträger und der*dem Mitarbeitenden als Ergänzung zum Arbeitsvertrag festgelegt und dokumentiert.

zu 8. Beendigungsmöglichkeiten
Die Beendigung von Telearbeit/Mobiler Arbeit sollte schriftlich erfolgen. Ein Muster haben wir hierfür nicht vorgesehen.
Grundsätzlich sollten vor einer Beendigung der Telearbeit/Mobiler Arbeit durch den Anstellungsträger mildere Mittel geprüft werden, versucht werden etwaige Probleme anderweitig zu lösen und die Interessen der*des jeweiligen Mitarbeitenden mit denen des Anstellungsträgers abgewogen werden. Die vollständige Beendigung sollte „Ultima Ratio“ sein. 

zu 9. Arbeitsmittel- und Kostenerstattung
Grundsätzlich obliegt dem Anstellungsträger mit der Errichtung eines festen Arbeitsplatzes im Privatbereich von Telearbeitenden eine größere Verantwortung, die in der praktischen Umsetzung oft mit einer Kostentragung des Anstellungsträgers für das Mobiliar einhergehen wird, wenn dieses nicht alternativ direkt durch den Anstellungsträger gestellt wird. Dieses sollte in der Dienstvereinbarung festgelegt werden.
Dennoch kann sich grundsätzlich bei beiden Arbeitsmodellen die Frage nach einer Kostentragung für alle Aufwendungen der Tele-/Mobilarbeitenden durch den Anstellungsträger stellen (Mobiliar und technische Ausstattung nach den Anforderungen des Arbeitsplatzes, Material und ggf. Energiekosten etc.). Diese kann der Höhe nach pauschaliert nach Umfang der zeitlichen Nutzung und der gestellten Arbeitsmittel auf Basis einer nachvollziehbaren Prognose erfolgen und sollte konkret benannt werden.
Derzeit gibt es kaum höchstrichterliche Rechtsprechung zur Frage der Kostentragung. Ebenso bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber hier künftig Regelungen trifft.
Ein etwaiger Aufwendungsersatzanspruch von Mitarbeitenden (aus allgemeinem Zivilrecht, § 670 BGB, einzelvertraglich abdingbar) beschränkt sich jedoch grundsätzlich auf erforderliche Aufwendungen der Mitarbeitenden. Als Indiz hierfür wird es regelmäßig darauf ankommen, in welchem Interesse Telearbeit oder Mobile Arbeit erfolgt. Maßgeblich kann z. B. sein, ob auch weiterhin ein Arbeitsplatz in der Dienststelle uneingeschränkt zur Verfügung steht. Nicht allein ausreichend für ein überwiegendes Mitarbeitendeninteresse wäre voraussichtlich die Tatsache, dass den Mitarbeitenden durch die Tätigkeit in Telearbeit/Mobiler Arbeit die Fahrtwege zwischen Wohnung und der Dienststelle, respektive Zeit und Kosten, erspart bleiben.
In der Praxis werden daher regelmäßig beide Parteien ein gewisses Interesse an dieser Form des Arbeitens haben. Dieses gilt insbesondere, je mehr anstellungsträgerseitig von Raumnutzungskonzepten etc. Gebrauch gemacht wird. Dabei kann nicht davon ausgegangen werden, dass allen Mitarbeitenden zu jeder Zeit dienstliche Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden. Es wird Arbeitsfelder geben, deren Funktion davon abhängt, dass ein fester Anteil der Belegschaft an anderen Arbeitsorten außerhalb der dienstlichen Räume tätig ist.
Mobile Arbeit ist daher nicht zwangsläufig das Mittel der Wahl, um anstellungsträgerseitig gar keine Kosten tragen zu müssen. Auch hier wird es rechtlich darauf ankommen, ob ein Interesse des Anstellungsträgers an dieser Form der Arbeit besteht. Praktisch sind jedoch die Kosten i. d. R. geringer, da hier die Ausstattung mit Büromobiliar entfällt und davon auszugehen ist, dass die technischen Arbeitsmittel (Notebook etc.) bereits bei beiden Modellen u. a. aus datenschutzrechtlichen Aspekten vom Anstellungsträger zur Verfügung gestellt und die Nutzung eigener Arbeitsmittel untersagt wird.

zu 11. Arbeits- und Gesundheitsschutz
Geeigneter Arbeitsplatz:
Bereits mit dem Antrag auf Telearbeit/Mobile Arbeit bestätigt die*der Mitarbeitende, dass ihr*ihm ein geeigneter Wohnraum/Arbeitsplatz zum störungsfreien Arbeiten zur Verfügung steht. Sollten diese Voraussetzungen nicht gegeben sein, muss gemeinsam zwischen dem Anstellungsträger und der*dem Mitarbeitenden geklärt werden, ob unter diesen Umständen Telearbeit/Mobile Arbeit überhaupt möglich ist. Ggf. kann auch die zuständige Fachkraft für Arbeitssicherheit (EFAS) zur Beratung hinzugezogen werden. 
Gefährdungsbeurteilung:
Die Gefährdungsbeurteilung zu Telearbeit/Mobiler Arbeit sollte auf Grundlage einer Befragung der betreffenden Mitarbeitenden durchgeführt werden. Hierzu eignet sich der Fragebogen „Check-Up Homeoffice“ des IAG (s. Anlage). Da Mitarbeitende bei Mobiler Arbeit frei in der Auswahl ihres Arbeitsplatzes sind und auch nicht an einen bestimmten Arbeitsplatz gebunden sind, passen einige Fragestellungen für Mobile Arbeit nur bedingt. Deshalb folgende Hinweise:
· Mitarbeitende in Telearbeit sollten möglichst alle Fragen des Check-Up Homeoffice beantworten
· Mitarbeitende in Mobiler Arbeit sind nur die gelb markierten Fragen von Belang (die Angaben zum Arbeitsplatz beziehen sich auf den oder die vorrangig genutzten Arbeitsplätze). 
Aus eigenem Interesse sollten die betreffenden Mitarbeitenden bei der Wahl und Gestaltung der von ihnen genutzten Arbeitsplätze Sorge dafür tragen, dass gute ergonomische Voraussetzungen gegeben sind.   
Die ausgefüllten Fragebögen sind auf mögliche Gefährdungen und Belastungen hin auszuwerten und bei Bedarf geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Als geeignete Schutzmaßnahmen kommen z.B. in Betracht:
· Zurverfügungstellung von weiteren Arbeitsmitteln für das Homeoffice 
· Maßnahmen hinsichtlich der Arbeitsaufgabe (z.B. Software anpassen, Aufgabenverteilung anpassen, Informationsfluss verbessern) 
· Maßnahmen hinsichtlich der Arbeitsorganisation (z.B. Angebot von Seminaren zum Zeitmanagement, Maßnahmen zur Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Pausen und Ruhezeiten, Förderung von Bewegungspausen).
· Maßnahmen zur Verbesserung der Kommunikation wie z.B. regelmäßige Teamzeiten
Bei Bedarf unterstützt Sie hierbei auch Ihre zuständige Fachkraft für Arbeitssicherheit (EFAS).  
Unterweisung:
Themen der Unterweisung bei Telearbeit/Mobiler Arbeit sollten z.B. sein:
· Ergonomisches Arbeiten (geeignete technische Ausstattung; geeignetes Mobiliar; Hinweise zur Einrichtung des Arbeitsplatzes s. VBG-Info „Gesund arbeiten am PC“ - Anlage 10; rückenfreundliches Arbeiten durch Bewegung – s. VBG-Info „Bewegung im Büro“ – Anlage11)
· Hinweise zum gesetzlichen Unfallversicherungsschutz 
· Hinweise zu Arbeitszeiten und zur Erreichbarkeit bei Telearbeit/Mobiler Arbeit
· Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Arbeitszeithöchstgrenzen, Pausen und Ruhezeiten 
· Hinweis auf Seminarangebote und ggf. Coaching (z.B. Zeitmanagement, Seminare zur Gesundheitsförderung und Resilienz)
· Aufzeigen von Möglichkeiten der regelmäßigen Kontaktpflege zu Kolleg*innen und Vorgesetzten
Als Erstunterweisung für Telearbeit/Mobile Arbeit kommt u.U. auch eine Online-Schulung für die betreffenden Mitarbeitenden (z.B. durch einen externen Anbieter) in Betracht. Dem externen Anbieter sollten konkrete wichtige Themen als Pflicht-Bestandteil der Veranstaltung vorgegeben werden und die geltenden individuellen Regelungen (insbesondere Dienstvereinbarungen) bekannt sein. Evtl. kann auch ein Arbeitgeber-Vertreter oder ein Mitglied der Mitarbeitervertretung als Co-Referent eingesetzt werden.     

zu 12. Qualifizierung und Erfahrungsaustausch
Wenn Anstellungsträger sich entscheiden, Ihren Mitarbeitenden eine Schulung/Erfahrungsaustausch zu den Anforderungen aus Telearbeit/Mobiler Arbeit anzubieten, wäre es praktikabel, diese gleichzeitig auch als Erst-Unterweisung zu nutzen (s. Ausführungen zu Nr. 11). Als Anbieter kommt zum Beispiel die BAD-GmbH in Betracht, die entsprechende Webinare im Programm hat. Bei Interesse können Sie sich an die Koordinatorin für Arbeits- und Gesundheitsschutz, Frau Stein, wenden (E-Mail: veronika.stein@evlka.de ) 

zu 13. Unfallversicherungsschutz und Haftung
Mit dem Inkrafttreten des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes sind Mitarbeitende bei Telearbeit/Mobiler Arbeit im selben Umfang gesetzlich unfallversichert wie bei Ausübung der Tätigkeit in der Dienststelle. Auch Wege, die Mitarbeitende zurücklegen, um ihre Kinder in eine externe Betreuung zu bringen, sind versichert. 

zu 14. Datenschutz und Datensicherung
Mitarbeitende sind auch in Telearbeit/Mobiler Arbeit verpflichtet, die Belange des Datenschutzes zu gewährleisten. Die datenverarbeitungstechnischen Voraussetzungen (z. B. Einrichtung eines Passworts, Installieren und Aktualisieren von Anti-Viren-Software) werden vom Anstellungsträger geschaffen. Vertrauliche Daten und Informationen sowie Sicherheitscodes haben Mitarbeitende am Telearbeitsplatz/in Mobiler Arbeit und beim Transport so zu schützen, dass Dritte – einschließlich Familienangehörige – keine Einsicht und/oder Zugriff nehmen können. Nicht mehr erforderliche Unterlagen sind zuverlässig in der Dienststelle datenschutzgerecht zu vernichten.
Wir empfehlen, den betreffenden Mitarbeitenden das beigefügte „Merkblatt zum Datenschutz bei Telearbeit/Mobile Arbeit“ (s. Anlage 13) zusammen mit der Individualvereinbarung auszuhändigen. 

zu 15. Zutrittsrecht
Ein Betreten der privaten Wohnräume von Mitarbeitenden durch den Anstellungsträger ist aufgrund des besonderen Grundrechtsschutz aus Art. 13 Abs. 1 GG ohne Zustimmung durch die/den Mitarbeitende*n nicht möglich. In der Vereinbarung sollten daher möglichst präzise und abschließende Gründe für einen ausnahmsweisen Zutritt des Anstellungsträgers sowie ggf. weiterer Personen geregelt werden. Dabei kann es sich nur um Gründe handeln, bei denen ausnahmsweise ein berechtigtes Interesse des Anstellungsträgers besteht und alle weniger einschneidenden Mittel zur Zweckerreichung ausgeschöpft sind.  Ein Zutrittsrecht kommt nur im Rahmen des Modells der alternierenden Telearbeit/Telearbeit in Betracht, da es nur dort einen festgelegten Arbeitsplatz im Privatbereich der Mitarbeitenden gibt. Ein berechtigtes Interesse des Anstellungsträgers, den Telearbeitsplatz in den Wohnräumen der Mitarbeitenden zu betreten, kann nach unserer Einschätzung aus den in der Muster-Dienstvereinbarung genannten Gründen vorliegen. Der Kreis der Personen, denen ein Zutrittsrecht eingeräumt wird, sollte in der Vereinbarung abschließend benannt werden.

Anlagen:
1-Muster-Dienstvereinbarung Telearbeit / Mobile Arbeit (als Synopse)
2-Muster-Dienstvereinbarung Mobile Arbeit
3-Muster-Dienstvereinbarung Telearbeit
5-Muster-Antragsformular Mobile Arbeit
6-Muster-Antragsformular Telearbeit
7-Muster-Individual-Vereinbarung Mobile Arbeit
8-Muster-Individual-Vereinbarung Telearbeit 
9-Checkup-Homeoffice-IAG-mit Markierungen für Mobile Arbeit
10-VBG-Info-Gesund arbeiten am PC
11-VBG-Info-Bewegung im Büro
12-VBG-Info-Mobil arbeiten mit Notebook & Co.
13-Merkblatt Datenschutz  


